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Die Preistendenzen am Binnenmarkt

Seit Januar pendelt die Großhandelsindexziffer um den 
damals zum ersten Mal wieder erreichten Stand des letz-
ten Vorkriegsjahres. Dabei sind jedoch die Preise für 
zahlreiche Rohstoffe und Fertigwaren weiter gesun-
ken, während die Preise der landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse zum Teil beträchtlich gestiegen sind. Die Preise 
der Fertigwaren sind seit Mitte vorigen Jahres zum Teil 
stärker gesunken als in den vorangegangenen 2 1/2 Jah-
ren zusammen. (Der Höhepunkt der Preise war im All-
gemeinen im Jahre 1928 erreicht). Dies gilt besonders für 
die Produktionsgüter, deren Listenpreise zum großen 
Teil erst nach der 4. Notverordnung neu festgesetzt wor-
den sind. Tatsächlich dürften freilich auch vorher schon in 
größerem Umfang Preisnachlässe gewährt worden sein, 
die aber von Fall zu Fall so verschieden waren, daß ihre 
statistische Erfassung nicht möglich war. Für die Gegen-
wart ist aber anzunehmen, daß die der Großhandelsindex-
ziffer zugrunde liegenden Listenpreise — seit der Anfang 
Januar durchweg vorgenommenen Nachprüfung — den 
tatsächlich erzielten Preisen mehr als bisher entsprechen.

Aus dem Wochenbericht Nr. 51/52 vom 24. März 1932© DIW Berlin 1931
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Was den Staat eine effektive Vermögensbildung kostet und wie sie finanziert wird
In Milliarden Euro pro Jahr

© DIW Berlin 2021Quelle: Eigene Berechnungen.
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Grunderwerbsteuer¹

Einführung eines
Grunderbes von
20 000 Euro für
alle 18-Jährigen

Verdoppelung des
Sparer-Pauschbetrags

Ausweitung von
Arbeitnehmersparzulage und

Wohnungsbauprämie
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von Schwellenhaushalten
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Reform der
Erbschaftsteuer

1 Die Reform der Grunderwerbsteuer enthält die Einschränkung von Steuergestaltungs-
 möglichkeiten und die Einführung eines Freibetrags für Wohneigentum von 250 000 Euro.
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MEDIATHEK

Audio-Interview mit Stefan Bach  
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Die hohe Vermögensungleichheit in Deutschland lässt sich schnell und effektiv 

nur durch Umverteilung reduzieren: indem die besitzlose Hälfte ein Grunderbe zum 

Vermögensaufbau erhält, das über Steuern auf hohe Vermögen finanziert wird.“ 

 

— Stefan Bach —

AUF EINEN BLICK

Grunderbe und Vermögensteuern können die 
Vermögensungleichheit verringern
Von Stefan Bach

•	 Vermögen sind in Deutschland sehr ungleich verteilt, die untere Hälfte der Vermögensverteilung 
besitzt nur ein Prozent der Vermögen

•	 Vermögensbildung könnte langfristig mit Förderung von Wohneigentum, privater Altersvorsoge 
und sonstigem Vorsorgesparen gestärkt werden

•	 Grunderbe von 20 000 Euro je volljährige Person würde Vermögensungleichheit schneller und 
deutlicher senken

•	 Simulationsrechnung zeigt, wie Grunderbe und dessen Finanzierung durch Erbschaftsteuer oder 
Vermögensteuer Ungleichheit senken würden

•	 Je nach Umfang von Grunderbe und Vermögensteuern würde Gini-Koeffizient zur 
Vermögensungleichheit um fünf bis sieben Prozent sinken

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

In Deutschland sind die Vermögen sehr ungleich verteilt. Um 

die hohe Ungleichheit langfristig zu reduzieren, könnte die 

neue Bundesregierung das Wohneigentum, die ergänzende 

Altersvorsorge und sonstiges Vorsorgesparen stärker fördern. 

Deutlich schneller und effektiver könnte ein Grunderbe die 

Vermögensungleichheit senken. In diesem Bericht wird ein 

Grunderbe von bis zu 20 000 Euro simuliert, das an alle 

Menschen mit Vollendung des 18. Lebensjahrs gezahlt würde. 

Finanziert werden könnten diese Programme, die ein jähr-

liches Aufkommen von rund 22,6 Milliarden Euro erfordern, 

durch eine erhöhte Erbschaftsteuer, durch eine Vermögen-

steuer auf hohe Vermögen und durch effektivere Steuern 

auf Immobilienvermögen. Das Grunderbe, das vor allem die 

Vermögen der unteren und mittleren Schichten erhöht, und 

die gleichzeitige Besteuerung großer Vermögen würden die 

Vermögensungleichheit in Deutschland deutlich reduzieren. 

Der Gini-Koeffizient sänke um fünf bis sieben Prozent, wie 

Simulationsrechnungen zeigen.

Die Nettovermögen der privaten Haushalte sind in Deutsch-
land besonders ungleich verteilt.1 Die untere Hälfte der Bevöl-
kerung hat keine nennenswerten Vermögen, die reichsten 
zehn Prozent besitzen 67 Prozent des gesamten Privatvermö-
gens, das reichste Prozent der Bevölkerung 35 Prozent des 
Privatvermögens und die reichsten 0,1 Prozent der Bevölke-
rung bis zu 20 Prozent (Abbildung 1).2 Damit sind die Ver-
mögen in Deutschland im Vergleich zu anderen EU- oder 
OECD-Ländern mit einer ähnlichen Einkommensverteilung 
sehr stark konzentriert.3 Auffällig sind vor allem die relativ 
geringen Vermögen der Mittelschicht.4

Auch im Bundestagswahlkampf 2021 spielte dieses Thema 
eine Rolle. Zwei der neuen Koalitionsparteien wollten hohe 
Einkommen und Vermögen künftig höher besteuern. Der 
dritte Partner, die FDP, lehnte das strikt ab und setzte sich 
damit durch. Daher enthält der Koalitionsvertrag für die 
neue Ampel-Koalition keine Steuererhöhungen für Wohl-
habende. Geplant sind jedoch Maßnahmen zur Förderung 
des Wohneigentums, zur Verbesserung der betrieblichen 
und privaten Altersvorsorge sowie eine Erhöhung des Spa-
rerpauschbetrags bei der Einkommensteuer.5

1	 Die Nettovermögen in konventioneller Abgrenzung bestehen aus Immobilien, Finanzver-

mögen und Versicherungsguthaben, Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen, abzüglich 

Schulden. Dabei werden bestimmte Vermögenskomponenten ausgeschlossen, insbesondere das 

„Sozialvermögen“ in Form von Ansprüchen an die sozialen Sicherungssysteme, also vor allem die 

quantitativ bedeutsamen Anwartschaften an die Alterssicherungssysteme der Gesetzlichen Ren-

tenversicherung, der Beamtenversorgung oder der betrieblichen Altersversorgung. Berücksichtigt 

man diese Vermögen durch Kapitalisierung der Versorgungsansprüche, reduziert sich die Ver-

mögensungleichheit in Deutschland massiv – der Gini-Koeffizient sinkt um 24 Prozent, vgl. Timm 

Bönke et al. (2019): The Joint Distribution of Net Worth and Pension Wealth in Germany. Review 

of Income and Wealth 65 (4) (online verfügbar, abgerufen am 30. August 2021. Dies gilt für alle 

Onlinequellen in diesem Bericht).

2	 Carsten Schröder et al. (2020): MillionärInnen unter dem Mikroskop: Datenlücke bei sehr ho-

hen Vermögen geschlossen – Konzentration höher als bisher ausgewiesen. DIW Wochenbericht 

Nr. 29 (online verfügbar); Stefan Bach, Andreas Thiemann und Aline Zucco (2019): Looking for the 

missing rich: tracing the top tail of the wealth distribution. International Tax and Public Finance 26 

(online verfügbar).

3	 OECD (2019): Society at a Glance 2019: OECD Social Indicators, 98 f. (online verfügbar).

4	 Dieser DIW Wochenbericht basiert auf einer Studie, die im Rahmen eines mehrjährigen 

Projekts im Auftrag des Forum New Economy zur Ungleichheit erstellt wurde. Vgl. Stefan Bach, 

Markus M. Grabka und Marc C. Adam (2021): Ungleichheit in Deutschland – Politikmaßnahmen zur 

Trendumkehr. Forum New Economy Working Papers Nr. 05 (online verfügbar).

5	 Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. Koalitions-

vertrag 2021–2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), Bündnis 90/

Die Grünen und den Freien Demokraten (FDP), 73 f., 92, 165 (online verfügbar).

Grunderbe und Vermögensteuern können 
die Vermögensungleichheit verringern
Von Stefan Bach

VERMÖGENSBESTEUERUNG
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Vermögensbesteuerung

Im Folgenden werden wichtige Treiber der Vermögensun-
gleichheit dargestellt und vor diesem Hintergrund verschie-
dene Konzepte zur Förderung der Vermögensbildung und 
zur Vermögensbesteuerung diskutiert. Mit einem Mikro
simulationsmodell werden die langfristigen Wirkungen 
eines Grunderbes auf die Vermögensungleichheit simu-
liert, das mit Steuererhöhungen auf hohe Vermögen finan-
ziert wird.

Wesentliche Gründe für die hohe 
Vermögensungleichheit

Die Entwicklung der Vermögensungleichheit wird von viel-
fältigen Einflüssen getrieben, die sich teilweise gegenseitig 
beeinflussen und langfristig wirken. Als wichtigste Einfluss-
faktoren für die hohe Vermögenskonzentration in Deutsch-
land können folgende angeführt werden:

•	 Durch den demografischen Wandel wächst der Anteil der 
älteren Bevölkerung. Lebenszyklusbedingt haben ältere 
Menschen mehr Vermögen aufgebaut als Jüngere.

•	 Die Wohneigentumsquote ist in Deutschland im inter-
nationalen Vergleich sehr niedrig. WohneigentümerIn-
nen bilden durch Ansparen und Abzahlung für Immobi-
lien mehr Vermögen als vergleichbare Mieterhaushalte.

•	 Die gut ausgebauten Sozialversicherungssysteme in 
Deutschland entlasten von privater Vorsorge und Vermö-
gensbildung. Sie erfordern zugleich hohe Beitragslasten 
und reduzieren damit die Möglichkeiten zur eigenen Ver-
mögensbildung – durch die weitgehend proportionale Bei-
tragsfinanzierung über die Erwerbseinkommen vor allem 
bei GeringverdienerInnen und Mittelschicht.

•	 Die Sparquote ist in Deutschland hoch und in der Corona-
Pandemie gestiegen. Viele Haushalte sparen aber in fest-
verzinslichen Anlagen wie Sparbüchern, Festgeld und 
Lebensversicherungen oder lassen ihr Geld schlicht auf 
dem Girokonto liegen. Diese werfen faktisch keine Ren-
diten ab, so dass es real zu Vermögensverlusten kommt.6 
Zudem profitieren diese Anlageformen nicht von steigen-
den Vermögenspreisen. Anlagen in Aktien, Anleihen oder 
Fonds sind in Deutschland im internationalen Vergleich 
unterdurchschnittlich verbreitet, ähnlich wie die Wohn
eigentumsquote. Auch bei der betrieblichen und privaten 
Altersvorsorge dominieren sicherheitsorientierte Anlagen 
mit niedrigen Renditen.

•	 Die Erbschaftsteuer oder andere Vermögensteuern auf 
hohe Vermögen spielen in Deutschland seit den 1970er Jah-
ren keine große Rolle mehr. Zunächst zehrte sie die zuneh-
mende Untererfassung der Vermögen aus: die Einheits-
werte des Grundvermögens wurden nicht erneuert und die 
Unternehmensvermögen waren deutlich unterbewertet. 

6	 Vgl. Markus M. Grabka und Christian Westermeier (2015): Reale Nettovermögen der Privat-

haushalte in Deutschland sind von 2003 bis 2013 geschrumpft. DIW Wochenbericht Nr. 34, 727–738 

(online verfügbar).

Im Jahr 1997 wurde dann die Vermögensteuer ausgesetzt. 
Durch hohe persönliche Freibeträge sowie weitgehende 
Steuervergünstigungen für Unternehmensübertragun-
gen bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer ist deren 
Aufkommen mit gerade einmal 1,1 Prozent (Stand 2021) 
am gesamten Steueraufkommen begrenzt.

•	 Auch die Ungleichheit der Einkommen hat in den ver-
gangenen Jahrzehnten zugenommen, wobei obere Ein-
kommensgruppen weit überdurchschnittliche Sparquoten 
aufweisen.7 Hierbei kommt es zu einer wechselseitigen 
Verstärkung. Kapitalerträge sind die wichtigste Einkom-
mensart zur Erklärung der gestiegenen Einkommensun-
gleichheit. Mit steigender Einkommensungleichheit neh-
men die Sparmöglichkeiten oberer Einkommensschich-
ten zu, so dass die Vermögensungleichheit steigt. Diese 
speist durch steigende Kapitalerträge wiederum die Ein-
kommensungleichheit.8

•	 Die Vermögenspreise sind im vergangenen Jahrzehnt kräf-
tig gestiegen, wovon primär die obere Hälfte der Bevöl-
kerung profitiert hat, die über nennenswerte Vermögens-
werte verfügt. Dadurch steigt der absolute Vermögens
abstand zur besitzlosen unteren Hälfte.

7	 Karl Brenke und Gert G. Wagner (2012): Ungleiche Verteilung der Einkommen bremst das Wirt-

schaftswachstum. Wirtschaftsdienst (2), 110–116 (online verfügbar).

8	 Vgl. Bach, Grabka, Adam (2021) a. a. O.; Thilo N. H. Albers, Charlotte Bartels und Moritz 

Schularick (2020): The Distribution of Wealth in Germany, 1895-2018. ECONtribute Working Paper 

(online verfügbar).

Abbildung 1

Vermögensverteilung in Deutschland
In Prozent des privaten Vermögens insgesamt (Stand: 2019)
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Anmerkung: Jeweils Privathaushalte.

Quellen: SOEP v35; SOEP-P von 2019; Manager Magazin.

© DIW Berlin 2021

Die reichsten zehn Prozent der Privathaushalte besitzen zwei Drittel des gesamten 
Vermögens.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.512647.de/publikationen/wochenberichte/2015_34_1/reale_nettovermoegen_der_privathaushalte_in_deutschland_sind_von_2003_bis_2013_geschrumpft.html
https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2013/heft/2/beitrag/ungleiche-einkommensverteilung-bremst-wachstum.html
https://www.econtribute.de/RePEc/ajk/ajkpbs/ECONtribute_PB_001_2020.pdf
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Vermögensbesteuerung

Instrumente gegen die Vermögensungleichheit: 
Förderung der Vermögensbildung

Will die Bundesregierung die Chancengleichheit erhöhen 
und die Eigenvorsorge stärken, sollte sie mehr Menschen 
helfen, eigenes Vermögen aufzubauen. Dazu sollte sie vor 
allem die Vermögen der Mittelschicht stärken, indem sie 
Wohneigentum, ergänzende Altersvorsorge und Finanz-
vermögen fördert. Für untere Einkommensgruppen sind 
die beiden letztgenannten Komponenten besonders rele-
vant. Zudem sollten die Hemmnisse bei der Vermögens-
bildung beseitigt werden, etwa auf den Immobilienmärk-
ten oder im Steuerrecht.

Die Förderung des Wohneigentums ist ein wichtiger Hebel, 
um die Eigenvorsorge zu stärken und der Vermögens
ungleichheit längerfristig entgegenzuwirken.9 Wohneigen-
tümerInnen sparen mehr, sind im Alter besser abgesichert 
und profitieren derzeit vom Boom der Vermögenspreise. 
Dabei sollten aber hohe fiskalische Kosten und Mitnahme
effekte vermieden werden – wie bei der Förderung „mit der 
Gießkanne“ durch die frühere Eigenheimzulage oder zuletzt 

9	 Internationale Vergleiche deuten darauf hin, dass Länder mit einer hohen Eigentümerquote 

auch eine geringere Vermögensungleichheit aufweisen. Vgl. Martin Beznoska, Judith Niehues und 

Tobias Hentze (2017): Vermögensverteilung – Vorurteilen auf der Spur. Eine vbw-Studie – erstellt 

vom Institut der deutschen Wirtschaft Köln e. V., 17 f (online verfügbar).

das Baukindergeld.10 Daher sollte die Politik die Förderung 
auf die relevanten Schwellenhaushalte konzentrieren, also 
vor allem auf jüngere Haushalte und Familien mit mittle-
ren Einkommen. Eingesetzt werden könnten insbesondere 
nachrangige Förderdarlehen11, Mietkauf-Modelle12 oder eine 
Sozialkaufprämie als Zuschuss für besondere förderungs-
würdige Fälle.13

Darüber hinaus sollte die neue Bundesregierung alle Rege-
lungen reformieren, die derzeit die Bau- und Kaufneben-
kosten treiben oder die Mobilisierung von Bauflächen ver-
hindern – von den Bauvorschriften über die Notar- und 
Grundbuchgebühren bis zu den Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren. Dies betrifft insbesondere auch die Grund
erwerbsteuer, bei der ein Freibetrag für den (Erst-)Erwerb 
von Wohneigentum eingeführt werden könnte.

Neben der Förderung von Wohneigentum sollte auch bei 
der Altersvorsorge nachjustiert werden. Riester-Rente14 und 
betriebliche Altersvorsorge sollten vereinfacht sowie die Bei-
tragsgarantie gelockert werden, um renditeträchtigere Anla-
gen nutzen zu können. Zudem sollten alternative Angebote 
durch öffentliche oder gemeinwirtschaftlich organisierte Vor-
sorgefonds gemacht werden, die Standardprodukte mit güns-
tigen Transaktions- und Verwaltungskosten entwickeln.15 
Ferner könnten die bisher freiwilligen Zusatzsysteme durch 
eine Versicherungspflicht gestärkt werden, aus denen sich 
die Versicherten jedoch herausoptieren können („opt-out“).

Arbeitnehmersparzulage und Wohnungsbauprämie könn-
ten stärker integriert werden und sich an den neuen Ein-
kommensgrenzen für die Wohnungsbauprämie orientie-
ren.16 Darüber hinaus könnte man die Förderung erhöhen 
und die Einkommensgrenzen weiter ausweiten, dann aber 
die Verwendung der Ersparnisse ähnlich wie bei der Woh-
nungsbauprämie für bestimmte Zwecke binden, neben dem 
Immobilienerwerb etwa auch für Weiterbildungen, Unter-
nehmensgründungen etc. Dies lässt sich auch mit Kon-
zepten wie einem Lebenschancenkredit beziehungsweise 

10	 Diese Programme förderten breite Einkommensgruppen bis zu den Besserverdienenden. Die 

Förderbeträge waren mit 10 000 bis 20 000 Euro für Schwellenhaushalte zu niedrig, um ohne nen-

nenswerte Vermögen das erforderliche Eigenkapital für eine Wohnungsfinanzierung deutlich zu 

stärken, vor allem in Ballungsräumen mit hohen Bodenpreisen. Daher entstanden hohe Mitnah-

meeffekte und fragwürdige Lenkungswirkungen zugunsten von Eigenheimen und von ländlichen 

Räumen. Zum Baukindergeld vgl. Claus Michelsen, Stefan Bach und Michelle Harnisch (2018): Bau-

kindergeld: Einkommensstarke Haushalte profitieren in besonderem Maße. DIW aktuell 14 (online 

verfügbar).

11	 Claus Michelsen (2017): Erwerb von Wohneigentum: Eigenkapitalschwelle für immer mehr 

Haushalte zu hoch. DIW aktuell 2 (online verfügbar); Michael Voigtländer (2019): Mehr Wohneigen-

tum für NRW: Stellungnahme zu der Drucksache 17/5627. IW-Report Nr. 40 (online verfügbar).

12	 Peter Gründling und Markus M. Grabka (2019): Staatlich geförderter Mietkauf kann einkom-

mensschwachen Familien Weg in die eigenen vier Wände ebnen. DIW Wochenbericht Nr. 29 (online 

verfügbar).

13	 Reiner Braun und Markus M. Grabka (2021): Die Sozialkaufprämie – ein Vorschlag zur Ergän-

zung der Immobilienförderung in Deutschland. DIW Wochenbericht Nr. 27 (online verfügbar).

14	 Johannes Geyer, Markus M. Grabka und Peter Haan (2021): 20 Jahre Riester-Rente – Private 

Altersvorsorge braucht einen Neustart. DIW Wochenbericht Nr. 40 (online verfügbar).

15	 Vgl. Geyer, Grabka und Haan (2021), a. a. O.

16	 Konstantin A. Kholodilin und Claus Michelsen (2021): Wohneigentumsförderung in Deutsch-

land – Kleine Prämien mit Wirkung. DIW Wochenbericht Nr. 27 (online verfügbar).

Abbildung 2

Jährliche Mehrausgaben durch Grunderbe und 
Förderprogramme zur Vermögensbildung
In Milliarden Euro, geschätzt für 2022
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Anmerkung: Die Reform der Grunderwerbsteuer beinhaltet vor allem die Einschränkung von Steuervermeidungs
möglichkeiten, insbesondere „share deals“, und die Einführung eines Freibetrags für Wohneigentum von 
250 000 Euro.

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2021

Um die Vermögensbildung effektiv voranzutreiben, müssten Förderprogramme 
aufgelegt, die Grunderwerbsteuer erleichtert und ein Grunderbe eingeführt werden.

https://www.iwkoeln.de/fileadmin/publikationen/2017/341554/Studie_Vermoegensverteilung_vbw.pdf
https://www.diw.de/de/diw_01.c.593685.de/publikatio-nen/diw_aktuell/2018_0014/baukindergeld__einkommensstar-ke_haushalte_profitieren_in_besonderem_masse.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.593685.de/publikatio-nen/diw_aktuell/2018_0014/baukindergeld__einkommensstar-ke_haushalte_profitieren_in_besonderem_masse.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.564031.de/publikationen/diw_aktuell/2017_0002/erwerb_von_wohneigentum__eigenkapitalschwelle_fuer_immer_mehr_haushalte_zu_hoch.html
https://www.iwkoeln.de/studien/michael-voigtlaender-mehr-wohneigentum-fuer-nrw.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.669748.de/publikationen/wochenberichte/2019_29_1/staatlich_gefoerderter_mietkauf_kann_einkommensschwachen_familien_weg_in_die_eigenen_vier_waende_ebnen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.669748.de/publikationen/wochenberichte/2019_29_1/staatlich_gefoerderter_mietkauf_kann_einkommensschwachen_familien_weg_in_die_eigenen_vier_waende_ebnen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.821141.de/publikationen/wochenberichte/2021_27_5/die_sozialkaufpraemie_____ein_vorschlag_zur_ergaenzung_der_immobilienfoerderung_in_deutschland.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.826232.de/publikatio-nen/wochenberichte/2021_40_1/20_jahre_riester-rente_____private_altersvorsorge_braucht_einen_neustart.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.821137.de/publikationen/wochenberichte/2021_27_4/wohneigentumsfoerderung_in_deutschland_____kleine_praemien_mit_wirkung.html
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Chancenkonto im Rahmen eines Grunderbes verbinden, auf 
das in den nächsten Abschnitten näher eingegangen wird.

Bei der Einkommensteuer beziehungsweise bei der Abgel-
tungsteuer könnte der Sparerfreibetrag erhöht werden, um 
Kapitalerträge steuerfrei zu stellen, die Haushalte auf ange-
messene Finanz-Vorsorgevermögen erzielen. Hierzu könnte 
der steuerfreie Pauschbetrag von derzeit 801 Euro je Person 
auf 1 600 Euro verdoppelt werden.17

Ein Staatsfonds, der in weltweit gestreute Portfolios inves-
tiert, könnte ergänzende Erträge erwirtschaften, die der 
Bevölkerung zugutekommen. Damit könnten zum Beispiel 
ein Grundeinkommen, die Altersvorsorge oder ein Basisver-
mögen ko-finanziert werden.18

Die skizzierten Förderprogramme dürften mit jährlichen 
Ausgaben von knapp vier Milliarden Euro im Jahr auskom-
men (Abbildung 2). Durch die moderaten Fördervolumina 
und die Fokussierung auf die Mittelschicht wirken sie aber 
nur langfristig und auch lediglich moderat auf die Vermö-
gensverteilung. Sie werden leicht von anderen Entwicklun-
gen überlagert. Sollen schneller Ergebnisse erzielt werden, 
müssten die Vermögen direkter und spürbarer umverteilt 
werden.

Bei der Grunderwerbsteuer sollten Steuergestaltungsmög-
lichkeiten abgeschafft und der (Erst-)Erwerb von Wohnei-
gentum steuerfrei gestellt werden, wie es auch im Koaliti-
onsvertrag geplant ist. Ein Freibetrag für den (Erst-)Erwerb 
von Wohneigentum in Höhe von 250 000 Euro und die Ein-
schränkung von „share deals“19 dürften schätzungsweise vier 
Milliarden Euro jährliche Mindereinnahmen bedeuten. Auch 
diese Reform dürfte die Vermögensungleichheit allenfalls 
langfristig und moderat reduzieren, insoweit dies Schwel-
lenhaushalten den Erwerb von Wohneigentum erleichtert.

Der effektivere Hebel: das Grunderbe

Größere Förderprogramme für einzelne Vermögensarten 
wie das Wohneigentum oder die Altersvorsorge lösen leicht 
Mitnahmeeffekte aus und privilegieren einzelne Vermö-
gensanlagen. Zudem stellt sich ein relevanter Effekt auf 
die Vermögensverteilung erst nach Jahrzehnten ein. Alter-
nativ bieten sich allgemeine Vermögenstransfers an, etwa 
ein bedingungsloses Grunderbe.20 Dabei erhält jeder Ein-
wohner und jede Einwohnerin mit 18 Jahren ein Startkapi-
tal vom Staat. Um einen nennenswerten Effekt auf die Ver-
mögensungleichheit zu erzielen, wird ein Betrag von bis zu 
20 000 Euro pro Person vorgeschlagen. Bei den derzeitigen 

17	 Bis 1999 galt sogar ein Sparerfreibetrag von 6 000 DM oder 3 048 Euro pro Person.

18	 Clemens Fuest et al. (2019): Staatsfonds für eine effiziente Altersvorsorge: Welche innovativen 

Lösungen sind möglich? ifo Schnelldienst 14 (online verfügbar).

19	 Vgl. auch Stefan Bach und Sebastian Eichfelder (2021): Reform der Immobilienbesteuerung: 

Bodenwerte belasten und Privilegien streichen. DIW Wochenbericht Nr. 27 (online verfügbar).

20	 Proposal 6 in Anthony B. Atkinson (2015): Inequality: What Can Be Done? Harvard University 

Press (online verfügbar); vgl. auch Anthony B. Atkinson (2015): Inequality: What Can Be Done? 

Working Paper 2. International Inequalities Institute, London School of Economics and Political 

Science (online verfügbar).

Altersgruppen junger Erwachsener von etwa 750 000 Perso-
nen je Geburtsjahrgang bedeutet das ein Finanzierungsvolu-
men von 15 Milliarden Euro im Jahr (Abbildung 2).

Ein solches Grunderbe würde die Vermögensungleichheit 
spürbar reduzieren, die sich über Erbschaften und Schen-
kungen in der Generationenfolge fortsetzt. Denn derzeit 
erben die meisten Menschen nichts oder nur wenig. Nur 
etwa 25 bis 30 Prozent erhalten Beträge über 100 000 Euro, 
zumeist erst in höherem Alter.21 Nur wenige erhalten bereits 
in jungen Jahren größere Beträge, und sehr wenige bekom-
men sehr viel. Das reduziert die Chancengleichheit inner-
halb einer Generation beträchtlich.

Insofern bietet es sich an, das Grunderbe über eine höhere 
Erbschaftsteuer oder anderen Steuern auf hohe Vermö-
gen zu finanzieren (siehe den folgenden Abschnitt). Dies 
würde meritokratischen Vorstellungen der Leistungs-, Ver-
teilungs- und Steuergerechtigkeit besonders entsprechen. 
Ferner ließe sich mit der Aufkommensverwendung für das 
Grunderbe auch der starke Widerstand gegen Erhöhungen 
der Erbschaftsteuer verringern, die auch in der gehobenen 

21	 Kira Baresel et al. (2021): Hälfte aller Erbschaften und Schenkungen geht an die reichsten zehn 

Prozent aller Begünstigten. DIW Wochenbericht Nr. 5 (online verfügbar); Stefan Bach und Andreas 

Thiemann (2016): Hohe Erbschaftswelle, niedriges Erbschaftsteueraufkommen. DIW Wochenbe-

richt Nr. 3 (online verfügbar).

Abbildung 3

Jährliche Mehreinnahmen durch eine Erhöhung der vermögens
bezogenen Besteuerung
In Milliarden Euro, geschätzt für 2022
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Anmerkungen: Reform der Erbschaftsteuer enthält Mindestbesteuerung bei Unternehmensübertragungen, Abbau 
sonstiger Vergünstigungen, Reform der persönlichen Freibeträge. Vermögenssteuer/-abgabe für Hochvermögende 
von einem Prozent gilt ab einem persönlichen Nettovermögen von 20 Millionen Euro (das betrifft rund 21 000 
erwachsene Personen oder 0,03 Prozent der erwachsenen Bevölkerung).

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2021

Das Grunderbe und die Förderprogramme in Höhe von 22,6 Milliarden Euro könnten 
mit vermögensbezogenen Steuerreformen gegenfinanziert werden.

https://www.ifo.de/publikationen/2019/aufsatz-zeitschrift/staatsfonds-fuer-eine-effiziente-altersvorsorge
https://www.diw.de/de/diw_01.c.821131.de/publikationen/wochenberichte/2021_27_3/reform_der_immobilienbesteuerung__bodenwerte_belasten_und_privilegien_streichen.html
https://www.tony-atkinson.com/the-15-proposals-from-tony-atkinsons-inequality-what-can-be-done/
http://eprints.lse.ac.uk/101810/1/Atkinson_inequality_what_can_be_done_wp2.pdf
https://www.diw.de/de/diw_01.c.809832.de/publikationen/wochenberichte/2021_05_1/haelfte_aller_erbschaften_und_schenkungen_geht_an_die_reichsten_zehn_prozent_aller_beguenstigten.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.524604.de/publikationen/wochenberichte/2016_03_1/hohe_erbschaftswelle__niedriges_erbschaftsteueraufkommen.html
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Ausbildungsfinanzierung, Erwerb von Wohneigentum, 
Selbstständigkeit und Unternehmensgründungen, Weiter-
bildung oder für Einkommenseinbußen bei Arbeitslosigkeit 
oder Krankheit. Gefördert werden könnte auch die Betreu-
ung von Kindern, Alten oder Behinderten. Solche Konzepte 
wurden entwickelt als Lebenschancenkredit22 oder als Chan-
cenkonto beziehungsweise persönliches Erwerbstätigenkon-
to.23 Nicht ausgeschöpfte Beträge könnten verzinst und im 
höheren Alter für die Altersversorgung oder zur freien Ver-
fügung gestellt werden.

Finanzierung: vermögensbezogene Steuern 
anheben

Um die Förderprogramme und vor allem das höhere Grund
erbe zu finanzieren, könnten Steuern auf hohe Vermögen 
und Einkommen moderat erhöht werden. Mit Rücksicht auf 
mögliche negative wirtschaftliche Wirkungen sollten dabei 
vor allem die Erbschaftsteuer und die Immobilienbesteue-
rung im Vordergrund stehen.

Trotz mehrfacher Reformen in den letzten Jahrzehnten hat 
die Erbschaftsteuer weiterhin erhebliche Defizite. Unterneh-
mensnachfolgen werden weitgehend steuerfrei gestellt, um 
Unternehmen nicht zu gefährden. Dabei werden auch sehr 
hohe Übertragungen begünstigt, selbst wenn sie an Perso-
nen gehen, die sich nicht aktiv im Unternehmen engagie-
ren und als Anteilseigner keine besonderen unternehmeri-
schen Risiken tragen, etwa auch Minderjährige und Kinder.24 
Ferner gibt es Gestaltungsmöglichkeiten bei Übertragun-
gen an Stiftungen oder durch die mehrfache Nutzung per-
sönlicher Freibeträge.

Eine Mindestbesteuerung von hohen Unternehmensüber-
tragungen und der Abbau von Steuervergünstigungen könn-
ten das Aufkommen der Erbschaftsteuer längerfristig ver-
doppeln. Dabei sollte die Zehn-Jahresfrist bei der Gewäh-
rung der persönlichen Freibeträge deutlich verlängert oder 
ganz abgeschafft werden, so dass die Freibeträge nur ein-
mal im Leben in Anspruch genommen werden können. Um 
auch hohe Unternehmenseinkommen mittelbar progressiv 
zu belasten, könnte eine Vermögensteuer für Hochvermö-
gende eingeführt werden, zum Beispiel ab Vermögen von 
20 Millionen Euro. Bei den Immobilienvermögen könnten 
die Bodenwerte durch die Grundsteuer sowie die Veräuße-
rungsgewinne durch die Einkommensteuer stärker besteu-
ert werden.25

Insgesamt könnten diese Steuerreformen ein jährliches 
Mehraufkommen von bis zu 22,5 Milliarden Euro im Jahr 

22	 Steffen Mau (2015): Der Lebenschancenkredit: Ein Modell der Ziehungsrechte für Bildung, 

Zeitsouveränität und die Absicherung sozialer Risiken. WISO direkt (online verfügbar).

23	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2017): Weißbuch Arbeiten 4.0: 181 f. (online 

verfügbar).

24	 Stefan Bach (2015): Erbschaftsteuer: Firmenprivilegien begrenzen, Steuerbelastungen stre-

cken. DIW Wochenbericht Nr. 7 (online verfügbar); Stefan Bach und Thomas Mertz (2016): Vor der 

Erbschaftsteuerreform: Nutzung der Firmenprivilegien hat Minderjährige zu Multimillionären ge-

macht. DIW Wochenbericht Nr. 36 (online verfügbar).

25	 Bach und Eichfelder (2021), a. a. O.

Mittelschicht und in der unteren Oberschicht recht unbeliebt 
ist, obgleich dort nur wenige davon betroffen sind.

Das Grunderbe wäre insoweit bedingungslos, als es nicht 
an eine Bedürftigkeit im Sinne von eigenem Vermögen oder 
Einkommen gebunden ist. In seiner Verwendung wird die 
Politik es aber sinnvollerweise an bestimmte Zwecke binden: 

Abbildung 4

Wirkung der Vermögensabgabe und des Grunderbes auf die 
Ungleichheit
In Euro (Abgabe und Grunderbe) und Prozent (Gini)

17
Milliarden

Euro
14

Milliarden
Euro

13
Milliarden

Euro

ohne Freibetrag … mit Freibetrag von
zwei Millionen Euro …

mit Freibetrag von
fünf Millionen Euro …

16 936
Euro

1,3 % 1,1 % 1,0 %

4,6 %
3,9 % 3,6 %

Jährliches Aufkommen der Vermögensabgabe

Verwendung des Abgabeaufkommens für ein Grunderbe
(je jungem Erwachsenen)

Verringerung der Vermögensungleichheit (Gini-Koeffizient)

14 262
Euro 13 065

Euro

Durch Vermögensabgabe

Durch Grunderbe

… für Betriebsvermögen und Beteiligungen an Kapitalgesellschaften

Anmerkungen: Vermögensabgabe mit Abgabesatz von 15 Prozent bis 30 Prozent (ab 30 Millionen Euro, Stufentarif) 
und einem persönlichen Freibetrag von zwei Millionen Euro.

Quelle: Simulationsrechnungen auf Grundlage des Household Finance and Consumption Surveys (HFCS) 2017, 
einschließlich der geschätzten Fälle mit sehr hohen Vermögen.

© DIW Berlin 2021

Die Verwendung der Einnahmen aus der Vermögensbesteuerung für ein Grunderbe 
würde die Vermögensungleichheit je nach Szenario um bis zu sechs Prozent senken. 

https://library.fes.de/pdf-files/wiso/11658.pdf
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a883-weissbuch.pdf
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/a883-weissbuch.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.496880.de/15-7.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.542137.de/16-36-4.pdf
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oder 0,6 Prozent des für 2022 geschätzten Bruttoinlands
produkts (BIP) erzielen (Abbildung 3). Damit können die 
Programme zur Vermögensförderung einschließlich der 
Grunderwerbsteuer-Entlastungen sowie insbesondere das 
Grunderbe finanziert werden.

Vermögensteuern senken Ungleichheit nur 
moderat

Die langfristigen Wirkungen von Steuern auf hohe Vermö-
gen auf die Vermögensverteilung im Querschnitt lassen sich 
mit einer einmaligen Vermögensabgabe aufzeigen (Abbil-
dung 4). Die Idee dabei ist: Über 30 Jahre – also in etwa 
über einen Generationenabstand – wirkt eine laufende Ver-
mögensteuer mit einem jährlichen Steuersatz von einem 
Prozent ähnlich wie eine Erbschaftsteuer mit einem Steu-
ersatz von 30 Prozent, die alle 30 Jahre erhoben wird, oder 
eine einmalige Vermögensabgabe in Höhe von 30 Prozent, 
die in gleichmäßigen Teilzahlungen über 30 Jahre abgezahlt 
wird. Eine Vermögensabgabe, wie sie im Folgenden berech-
net wird, beschreibt also die langfristigen Wirkungen von 
einer höheren Erbschaftsteuer oder einer Vermögensteuer. 
Dies wird hier vereinfacht simuliert unter Vernachlässigung 
von weiteren wirtschaftlichen Wirkungen, insbesondere Aus-
weichreaktionen. Zusätzlich wird die langfristige Wirkung 
des Grunderbes auf die Vermögensverteilung untersucht.

Mit einem Mikrosimulationsmodell werden verschiedene 
Szenarien einer Vermögensabgabe für das Jahr 2017 simu-
liert.26 Dabei werden persönliche Freibeträge von ein oder 
zwei Millionen Euro vorgesehen. Zusätzlich werden Szena-
rien mit Freibeträgen für Betriebsvermögen und Beteiligun-
gen an Kapitalgesellschaften von zwei oder fünf Millionen 
Euro untersucht, die kleine und mittelständische Unterneh-
men schonen sollen.

Für die Abgabebelastung wird ein progressiver Stufenta-
rif verwendet (Abbildung 5): Abgabepflichtige Vermögen 
jenseits der Freibeträge werden mit einem Abgabesatz von 
15 Prozent bis zu einem abgabepflichtigen Vermögen von 
15 Millionen Euro belastet, die übersteigenden Vermögen 
werden mit 22,5 Prozent bis 30 Millionen Euro Vermögen 
belastet, die übersteigenden Vermögen mit 30 Prozent. Dies 
gilt dann analog auch für den Tarif einer Erbschaftsteuer, 
die alle 30 Jahre erhoben wird.27 Die analogen Grenzsteuer-
sätze einer laufenden Vermögensteuer sind dann 0,5, 0,75 
und 1,0 Prozent, entsprechend der Höhe des steuerpflich-
tigen Vermögens.

26	 Die Simulationsrechnungen zu Vermögensabgabe und Grunderbe basieren auf einer integrier-

ten Datengrundlage für die gesamte Vermögensverteilung der privaten Haushalte in Deutschland 

für das Jahr 2017, vgl. Stefan Bach (2020): Vermögensabgabe DIE LINKE: Aufkommen und Vertei-

lungswirkungen. DIW Berlin: Politikberatung kompakt 157, 42 ff (online verfügbar). Verwendet wird 

die dritte Welle der Haushaltserhebung „Household Finance and Consumption Survey“ (HFCS) der 

Euro-Zentralbanken aus dem Jahr 2017, den die Deutsche Bundesbank für Deutschland erhebt. Fer-

ner werden die 300 reichsten Deutschen nach der Liste des Manager Magazins für das Jahr 2017 

in den Modelldatensatz integriert. Unter der Annahme der Pareto-Verteilung wird für den obersten 

Vermögensbereich das Vermögen und die Vermögensverteilung der Haushalte mit hohen Netto-

vermögen (ab drei Millionen Euro) geschätzt. Mit einem Mikrosimulationsmodell werden die Auf-

kommens- und Verteilungswirkungen der Vermögensabgabe sowie des Grunderbes berechnet.

27	 Dies entspricht in etwa dem Erbschaftsteuertarif in Steuerklasse I (online verfügbar).

Je nach Szenario ergibt die Vermögensabgabe ein gesamtes 
Aufkommen von 384 Milliarden Euro (beim persönlichen 
Freibetrag von zwei Millionen Euro und einem Freibetrag 
für Unternehmensvermögen von fünf Millionen Euro) bis 
615 Milliarden Euro (beim persönlichen Freibetrag von einer 
Million Euro und keinem Freibetrag für Unternehmensver-
mögen) (Tabelle 1). Dies entspricht einem jährlichen Auf-
kommen von 13 bis 20 Milliarden Euro (Abbildung 4).

Der Gini-Koeffizient der Vermögensverteilung wird durch 
die Vermögensabgabe allerdings nur um 1,0 bis 1,6 Prozent 
reduziert.28 Denn am gesamten Privatvermögen von über 
zwölf Billionen Euro macht selbst ein so hohes Aufkom-
men gerade einmal bis zu fünf Prozent des Vermögensbe-
standes aus. Zudem ist der Gini-Koeffizient auf die Mitte 
der Verteilung bezogen und reagiert nicht stark auf Verän-
derungen am oberen Rand, wo die Vermögensabgabe erho-
ben wird. Das stark „top-sensitive“ GE(2)-Maß, das die Ver-
änderungen im Top-Bereich der Vermögensverteilung stark 
berücksichtigt,29 geht dagegen fast um die Hälfte zurück. 
Stärker reagiert auch die Relation der Durchschnittsvermö-
gen zwischen dem Top-1-Prozent und der unteren Hälfte der 

28	 Der Gini-Koeffizient der Vermögensverteilung privater Haushalte liegt in Deutschland bei etwa 

0,8. Der Gini-Koeffizient ist ein statistisches Standardmaß zur Messung der Ungleichheit einer Ver-

teilung. Er wird auf einer Skala von 0 (keine Ungleichheit) bis 1 (größtmögliche Ungleichheit) ge-

messen. Weitere Informationen im Glossar unter www.diw.de.

29	 Die generalisierten Entropiemaße (GE) mit Gewichten >1 betonen Änderungen im oberen Be-

reich der Verteilung stärker („top-sensitive“), vgl. Frank A. Cowell (1980): Generalized entropy and 

the measurement of distributional change. European Economic Review 13 (1), 147–159 (online ver-

fügbar). Insbesondere das GE(2)-Maß, das der Hälfte des quadrierten Variationskoeffizienten der 

Verteilung entspricht, reagiert sehr sensibel auf Änderungen im obersten Bereich der Verteilung.

Abbildung 5

Belastung durch die Vermögensabgabe
In Prozent des abgabepflichtigen Vermögens
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Quelle: Eigene Berechnungen. 

© DIW Berlin 2021

Der Spitzenabgabesatz von 30 Prozent würde bei einem abgabepflichtigen Nettover-
mögen ab 30 Millionen Euro anfallen.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.801981.de/publikationen/politikberatung_kompakt/2020_0157/vermoegensabgabe_die_linke._aufkommen_und_verteilungswirkung___tion_die_linke._im_bundestag_und_der_rosa-luxemburg-stiftung.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Erbschaftsteuer_in_Deutschland
https://www.diw.de/de/diw_01.c.413334.de/gini-koeffizient.html
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/0014292180900513
https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/0014292180900513
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Bevölkerung, die im Status quo bei 466 liegt.30 Diese Rela-
tion sinkt auf 394 bis 420.

Grunderbe verringert Vermögensungleichheit 
spürbar

Die langfristige Wirkung des Grunderbes wird simuliert, 
indem das Aufkommen der Vermögensabgabe einheitlich 
je Person an die Bevölkerung im Alter von 18 bis 47 Jah-
ren ausgezahlt wird, das sind 2017 knapp 30 Millionen Per-
sonen. Es wird also so getan, als ob das Grunderbe bereits 
seit 30 Jahren gezahlt wird und die Begünstigten das Geld 
für die Vermögensbildung verwendet und nicht verbraucht 
haben. Aus dem gesamten Aufkommen der Vermögensab-
gabe ergibt sich ein Grunderbe von 13 000 Euro pro begüns-
tigte Person beim niedrigsten Abgabeaufkommen bis zu 
einem Grunderbe von 21 000 Euro beim höchsten Abgabe-
aufkommen (Tabelle 2).

Das Grunderbe begünstigt die jüngeren Generationen, die 
zumeist ein niedriges Vermögen haben und nicht von der 
Vermögensabgabe betroffen sind. Entsprechend spürbar 
sind die Wirkungen auf die Vermögensverteilung. In der 
unteren Hälfte der Bevölkerung steigen die Vermögen je 
nach Aufkommen der Vermögensabgabe um durchschnitt-
lich 59 bis 94 Prozent, die Vermögen der Top-0,1-Prozent 
sinken dagegen durch die Vermögensabgabe um durch-
schnittlich 18 bis 21 Prozent (Abbildung 6). Die Relation 
der Durchschnittsvermögen zwischen dem Top-1-Prozent 
und der unteren Hälfte der Bevölkerung sinkt von 466 auf 
204 bis 265.

Einschließlich des Grunderbes geht der Gini-Koeffizient um 
fünf bis sieben Prozent zurück. Das stark „top-sensitive“ 
GE(2)-Maß sinkt dagegen nur wenig stärker als bei der rei-
nen Vermögensabgabe, da das Grunderbe im obersten Ver-
mögensbereich nur eine sehr geringe Rolle spielt.

Bei diesen Simulationen werden vereinfachende Annah-
men getroffen, die in der Realität von anderen Entwicklun-
gen überlagert werden. So werden die besteuerten Wohl-
habenden und Reichen die Steuerbelastungen zumeist aus 
ihren Vermögenserträgen bestreiten oder durch ihre hohen 
Sparquoten ausgleichen. Geringverdienende und Mittel-
schicht-Haushalte könnten durch das Grunderbe eigene 
Sparanstrengungen zurückfahren, dies ließe sich aber durch 
die Verwendungsauflagen vermindern. Hinzu kommen 
Steuervermeidung und weitere wirtschaftliche Wirkungen 
der Vermögensteuern, die deren Aufkommen reduzieren. 
Insgesamt dürften die tatsächlichen Wirkungen auf die Ver-
mögensverteilung geringer ausfallen. Weitere Elemente der 
hier vorgeschlagenen Reformen der Erbschaftsteuer und vor 
allem der Immobilienbesteuerung treffen nicht nur Hoch-
vermögende. Diese dürften daher nur geringe Wirkungen 
auf die Vermögensverteilung haben.

30	 Die untere Hälfte der Bevölkerung hat ein Durchschnittsvermögen von 12 245 Euro, das obers-

te Prozent 5,7 Millionen Euro. Das heißt, das reichste Prozent der Bevölkerung hat das 466-fache 

des Pro-Kopf-Vermögens der ärmeren Hälfte.

Tabelle 2

Wirkung auf die Vermögensverteilung durch Abgabeaufkommen 
und Grunderbe1

Persönlicher Freibetrag  
eine Million Euro

Persönlicher Freibetrag  
zwei Millionen Euro

Freibetrag für Betriebsvermögen und Beteiligungen  
an Kapitalgesellschaften

ohne 2 Mio. Euro 5 Mio. Euro ohne 2 Mio. Euro 5 Mio. Euro

Grunderbe je Person, Euro 20 917 17 380 16 169 16 936 14 262 13 065

Veränderung der Nettovermögen in Prozent

Erstes bis 50. Perzentil 93,7 77,9 72,5 75,9 63,9 58,6

50. bis 90. Perzentil 4,7 3,9 3,6 3,8 3,2 2,9

90. bis 99. Perzentil 0,2 0,3 0,3 0,6 0,5 0,5

99,1. bis 99,9. Perzentil −9,2 −5,6 −5,5 −4,9 −2,1 −1,9

Top-0,1-Prozent −21,4 −20,1 −18,4 −20,7 −19,4 −17,8

Veränderung der Vermögensverteilungsmaße in Prozent

Gini-Koeffizient −7,2 −6,0 −5,6 −5,9 −5,0 −4,6

GE(2)2 −50,2 −50,0 −49,9 −50,1 −49,9 −49,7

Relation der Durchschnittsvermögen von Top-1-Prozent  
zur unteren Hälfte der Bevölkerung

Referenz im Status quo: 466 204 228 238 231 253 265

1  Verwendung des Abgabeaufkommens für ein Grunderbe als Pro-Kopf-Transfer an alle Personen im Alter von 18 bis 
47 Jahren
2  Das GE(2)-Maß berücksichtigt vor allem die Änderungen im obersten Bereich der Verteilung. 

Quelle: Simulationsrechnungen auf Grundlage des Household Finance and Consumption Surveys (HFCS) 2017, 
einschließlich der geschätzten Fälle mit sehr hohen Vermögen.

© DIW Berlin 2021

Tabelle 1

Aufkommen und Verteilungswirkung einer Vermögensabgabe

Persönlicher Freibetrag  
eine Million Euro

Persönlicher Freibetrag  
zwei Millionen Euro

Freibetrag für Betriebsvermögen und Beteiligungen  
an Kapitalgesellschaften

ohne 2 Mio. Euro 5 Mio. Euro ohne 2 Mio. Euro 5 Mio. Euro

Abgabepflichtige

In Tausend 1 564 1 448 1 332 423 366 293

In Prozent der Bevölkerung 2,3 2,1 2,0 0,6 0,5 0,4

Abgabeaufkommen, in Milliarden Euro

insgesamt 615 511 475 498 419 384

jährlich 20 17 16 17 14 13

Verteilung des Abgabeaufkommens nach Perzentilen des 
Nettovermögens in Prozent

Erstes bis 99. Perzentil 3,7 2,4 2,5 0,0 0,0 0,0

99,1. bis 99,9. Perzentil 28,4 20,9 21,8 18,7 9,5 9,6

Top-0,1-Prozent 67,9 76,7 75,6 81,3 90,5 90,4

Veränderung der Vermögensverteilungsmaße in Prozent

Gini-Koeffizient −1,6 −1,3 −1,2 −1,3 −1,1 −1,0

GE(2)1 −44,4 −45,3 −45,4 −45,4 −46,0 −46,2

Relation der Durchschnittsvermögen von Top-1-Prozent  
zur unteren Hälfte der Bevölkerung

Referenz im Status quo: 466 394 406 410 406 415 420

Erhebungskosten in Prozent des Abgabeaufkommens insgesamt

3,2 3,5 3,7 2,3 2,4 2,5

1  Das GE(2)-Maß berücksichtigt vor allem die Änderungen im obersten Bereich der Verteilung.

Quelle: Simulationsrechnungen auf Grundlage des Household Finance and Consumption Surveys (HFCS) 2017, 
einschließlich der geschätzten Fälle mit sehr hohen Vermögen.

© DIW Berlin 2021
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Fazit: Wohlstand für alle durch Förderung 
der Vermögensbildung, Grunderbe und 
Vermögensteuern

Die Vermögen sind in Deutschland besonders ungleich 
verteilt. Insbesondere die Mittelschicht verfügt über relativ 
geringe Nettovermögen. Eine breitere Vermögensbildung 
würde die (Alters-)Vorsorge stärken und das Armutsrisiko 
reduzieren, vor allem im Alter. Dies entlastet langfristig 
auch die öffentlichen Finanzen. Die neue Bundesregierung 
sollte dazu Wohneigentum, ergänzende Altersvorsorge und 
Finanzvermögen effektiver fördern. Ferner sollte sie Hürden 
für die Vermögensbildung abbauen, etwa auf den Immobi-
lienmärkten oder im Steuerrecht. Allerdings würden diese 

Förderprogramme und Steuerreformen die hohe Vermö-
genskonzentration in Deutschland nur langfristig und nur 
moderat verringern.

Deutlich wirksamer wäre dagegen ein Grunderbe an alle 
im Alter von 18 Jahren, etwa in Höhe von rund 20 000 Euro. 
Zusammen mit den übrigen Förderprogrammen und der 
Reform der Grunderwerbsteuer kostet dies pro Jahr rund 
22,5 Milliarden Euro. Finanziert werden könnten diese Pro-
gramme einschließlich der Entlastung bei der Grunderwerb-
steuer über eine höhere Erbschaftsteuer oder andere Steu-
ern auf hohe Vermögen. Insbesondere das Grunderbe und 
die Vermögensbesteuerung würden die Vermögensungleich-
heit in Deutschland deutlich reduzieren.

Stefan Bach ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Abteilung Staat am  

DIW Berlin | sbach@diw.de

JEL: H53, H24, D31.

Keywords: Wealth formation, capital endowment (minimum inheritance), wealth 

taxation, wealth distribution.

This report is also available in an English version as DIW Weekly Report 49–52/2021:

www.diw.de/diw_weekly

Abbildung 6

Veränderung der Vermögen bei Vermögensabgabe und Auszahlung des Grunderbes
In Prozent für das Szenario mit der höchsten (blau) und der niedrigsten Besteuerung (orange)
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Szenario mit persönlichem Freibetrag von einer Million Euro
und ohne Freibetrag für Betriebsvermögen

Szenario mit persönlichem Freibetrag von zwei Millionen Euro
und Freibetrag von fünf Millionen Euro auf Betriebsvermögen

Quelle: Simulationsrechnungen auf Grundlage des Household Finance and Consumption Surveys (HFCS) 2017, einschließlich der geschätzten Fälle mit sehr hohen Vermögen.

© DIW Berlin 2021

Die Vermögensungleichheit gemessen am Gini-Koeffizient würde sich zwischen gut sieben und knapp fünf Prozent verringern.
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1.	 Herr Bach, wie sind die Vermögen in Deutschland 

verteilt? Die privaten Vermögen sind in Deutschland sehr 

ungleich verteilt und sehr stark konzentriert. Die reichsten 

zehn Prozent besitzen zwei Drittel des gesamten Vermögens 

und das reichste eine Prozent ein Drittel.

2.	 Was könnte getan werden, um die Vermögensungleich-

heit in Deutschland zu senken? Der Staat sollte die 

Vermögensbildung der Mittelschichten, die ergänzende 

Altersvorsorge und den Erwerb von Wohneigentum stärker 

fördern und Hemmnisse abbauen. Das ist ja jetzt im Rahmen 

der Ampelkoalition auch geplant. Darüber hinaus schlagen 

wir vor, dass der Staat ein Grunderbe einführt.

3.	 Wie genau kann man sich die Idee eines Grunderbes 

vorstellen? Die große Ungleichheit bei den Vermögen setzt 

sich über Erbschaften und Schenkungen fort. Die Hälfte 

der Bevölkerung bekommt praktisch nichts vererbt und nur 

sehr wenige bekommen sehr viel. Vor diesem Hintergrund 

bedeutet ein Grunderbe, dass alle jungen Menschen beim 

Eintritt in das Erwachsenenleben einen Geldbetrag in einer 

Größenordnung von bis zu 20 000 Euro vom Staat erhalten.

4.	 Was würde ein Grunderbe den Staat kosten und wie lie-

ße es sich finanzieren? Alle jungen Menschen in Deutsch-

land sollen dieses Grunderbe bekommen; das sind bei den 

heutigen Geburtskohorten etwa 750 000 junge Leute pro 

Jahr. Wenn jeder von denen zum Beispiel 20 000 Euro be-

kommt, dann würde das den Staat im Jahr 15 Milliarden Euro 

kosten. Diesen Betrag könnte man über die Besteuerung 

von hohen Vermögen gegenfinanzieren. Das Grunderbe 

würde dann also von denjenigen, die ohnehin viel haben, 

finanziert. Damit würde Vermögen zwischen den Generatio-

nen umverteilt werden.

5.	 Bisher gab es in Deutschland erhebliche Widerstände 

gegen die Besteuerung von Vermögen. Für wie realistisch 

halten Sie eine derartige Gegenfinanzierung? Vermögen-

steuern sind natürlich schwer zu erheben und lösen hohen 

politischen Widerstand aus. Die Erbschaftsteuer ist relativ un-

populär, obwohl die meisten davon gar nicht betroffen sind. 

Eine Vermögensteuer hat zwar eine höhere Zustimmung in 

der Öffentlichkeit, löst aber leicht wirtschaftliche Probleme 

aus. Das muss man dabei natürlich berücksichtigen. Aber die 

Verwendung des Aufkommens für ein Grunderbe würde eine 

Vermögensbesteuerung sicherlich populärer machen und 

den Steuerwiderstand leichter überwinden können als eine 

Verwendung für andere Zwecke.

6.	 Wie stark würde die Vermögensungleichheit in Deutsch-

land sinken, wenn man ein solches Grunderbe einführen 

würde? Das Grunderbe führt zu einer deutlichen Dekon-

zentration des Vermögens, insbesondere wenn man es mit 

Steuern auf hohe Vermögen finanziert. Unsere Simulationen 

ergeben für ein Grunderbe, das über höhere Erbschaft- oder 

Vermögensteuer finanziert wird, einen Rückgang des Gini-

Koeffizienten (Standardmaß für die Vermögensungleichheit) 

von bis zu sieben Prozent und das ist für dieses Maß schon 

ein relativ starker Effekt.

7.	 Die neue Bundesregierung plant ja bereits Maßnahmen 

zur Verminderung der Ungleichheit und will die Vermö-

gensbildung der Mittelschichten stärker fördern. Warum 

braucht es da noch ein Grunderbe? Die Maßnahmen 

gehen natürlich in die richtige Richtung, sie beziehen sich 

aber vor allem auf Schwellenhaushalte, also auf Personen, 

die sich Wohneigentum leisten können und die betriebliche 

oder private Altersvorsorge betreiben. Das bringt aber 

für die große Ungleichheit in der Vermögensverteilung 

relativ wenig und wenn überhaupt auch nur langfristig. Ein 

Grunderbe, das jeder junge Mensch bekommt, würde die 

Vermögensungleichheit in Deutschland wesentlich schneller 

und effektiver senken.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Stefan Bach ist wissenschaftlicher Mitarbeiter der 

Abteilung Staat am DIW Berlin

INTERVIEW

„Das Grunderbe würde Vermögen 
zwischen den Generationen 
umverteilen“
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Discussion Papers Nr. 1984 

2021 | Christopher F. Baum, Arash Kordestani, Dorothea Schäfer, Andreas Stephan

Firms in (Green) Public Procurement: Financial Strength 
Indicators’ Impact on Contract Awards and Its Repercussion on 
Financial Strength

We examine whether the financial strength of companies, in particular, small and medi-

um-sized enterprises (SMEs) is causally linked to the award of a public procurement con-

tract (PP), especially in the environmentally friendly “green” area (GPP). For this purpose, 

we build a combined procurement company data set from the Tenders Electronic Daily 

(TED) and the SME database AMADEUS, which includes ten European countries. First, we 

apply probit models to investigate whether the probability of winning the public tender depends on the com-

pany’s financial strength. We then use the Flexpanel DiD approach to investigate the question of whether the 

award has an impact on the future financial strength of the successful company. On the one hand, we find that 

a lower equity ratio and a higher short-term debt ratio increase the probability of being successful in a public 

tender. On the other hand, the success means that the companies can continue to work after the award with 

a lower equity ratio than comparable companies without an award, regardless of whether the company was 

successful in a traditional or a “green” public tender. We conclude from this that the success in a PP is a sub-

stitute for one’s own financial strength and thus facilitates access to external financing. The estimation results 

differ depending on whether public procurement in general or the sub-group of “green” public procurement is 

examined.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 

Discussion Papers Nr. 1985 

2021 | Mara Barschkett, Johannes Geyer, Peter Haan, Anna Hammerschmid

The Effects of an Increase in the Retirement Age on Health: 
Evidence from Administrative Data

This study analyzes the causal effect of an increase in the retirement age on health. We 

exploit a sizable cohort-specific pension reform for women using two complementary 

empirical approaches - a Regression Discontinuity Design and a Difference-in- Differences 

approach. The analysis is based on official records covering all individuals insured by the 

public health system in Germany and including all certified diagnoses by practitioners. This 

enables us to gain a detailed understanding of the multi-dimensionality in these health 

effects. The empirical findings reflect the multidimensionality but allow for deriving two 

broader conclusions. We provide evidence that the increase in the retirement age negatively affects health 

outcomes as the prevalence of several diagnoses, e.g., mental health, musculoskeletal diseases, and obesity, 

increases. In contrast, we do not find support for an improvement in health related to a prolonged working life 

since there is no significant evidence for a reduction in the prevalence of any health outcome we consider. 

These findings hold for both identification strategies, are robust to sensitivity checks, and do not change when 

correcting for multiple hypothesis testing.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 
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Politikberatung kompakt 174 

2021 | Jürgen Blazejczak, Dietmar Edler, Martin Gornig, Birgit Gehrke, Ulrich Schasse, Christian Kaiser

Ökonomische Indikatoren von Maßnahmen zur Steigerung der 
Energieeffizienz - Materialien Berichtsjahr 2019: Investitionen, 
Produktion und Beschäftigung in ausgewählten Bereichen; 
Forschungsprojekt im Auftrag der Umweltbundesamtes 
(FKZ 3719 14 101 0)

Im Rahmen der Energiewende in Deutschland ist die Steigerung der Energieeffizienz 

neben dem Ausbau der Erneuerbaren Energien eine der zwei gleichberechtigten Säulen, 

auf denen die angestrebte Transformation ruht. Die für diesen Bereich verfügbaren öko-

nomischen Indikatoren zur Messung der ökonomischen Auswirkungen von Maßnahmen zur Steigerung der 

Energieeffizienz werden schrittweise ausgebaut.

Investitionen sind eine wichtige volkswirtschaftliche Größe, die den ökonomischen Umfang der ergriffe-

nen Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz beschreiben. Sie dokumentieren auch den Umbau 

bzw. die Modernisierung des volkswirtschaftlichen Kapitalstocks. Da nicht für alle Maßnahmenbereiche 

Investitionsschätzungen vorliegen, werden basierend auf Güterlisten ergänzend Umsätze mit Waren und 

Dienstleistungen zur Steigerung der Energieeffizienz herangezogen. Die durch Investitionen zur Steigerung 

der Energieeffizienz angestoßene Bruttoproduktion und (Brutto-) Beschäftigung belegen, in welchem Umfang 

direkt und indirekt (in den vorgelagerten Produktionsbereichen) wirtschaftliche Aktivitäten ausgelöst werden 

und für Beschäftigung in der Volkswirtschaft sorgen.

Der vorgelegte Bericht ist in drei Schätzbereiche gegliedert:

• � Nachfrageorientierte Schätzung für Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz im Gebäudebestand 

und im Produzierenden Gewerbe

• � Angebotsorientierte Schätzungen zum Produktionsvolumen und zum Außenhandel mit Gütern zur 

Steigerung der Energieeffizienz sowie zum Umsatz mit Waren, Bauund Dienstleistungen in diesem Segment

• � Erfassung von Dienstleistungen zur Steigerung der Energieeffizienz.

Es werden jeweils die vorliegenden Daten und die methodische Vorgehensweise erläutert sowie die 

Ergebnisse ausführlich und soweit sinnvoll in einer knappen Zusammenfassung dargestellt. Wegen der noch 

bestehenden Lücken in der Erfassung wird auf eine Zusammenführung der Einzelergebnisse verzichtet, 

obwohl dies methodisch möglich wäre.

www.diw.de/de/diw_01.c.620267.de/publikationen/diw_berlin__politikberatung_kompakt.html 
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Politikberatung kompakt 175 

2021 | Georg Zachmann, Franziska Holz, Alexander Roth, Ben McWilliams, Robin Sogalla, Frank Meissner, 

Claudia Kemfert

Decarbonisation of Energy: Determining a Robust Mix of Energy 
Carriers for a Carbon-Neutral EU

Background

The European Union (EU) aims to become the first climate-neutral continent by 2050. To 

deliver on this ambition, decarbonising the energy sector is crucial because the produc-

tion and use of energy accounts for more than 75% of the EU’s greenhouse gas emissions 

(EEA, 2021). Today, almost three-quarters of the EU energy system relies on fossil fuels. 

The European Green Deal can thus only be successful when the unabated combustion of 

oil, natural gas and coal is phased out. But Europeans will continue to demand energy-based services such 

as transport, heating, cooling, lighting and manufacturing. For all of these energy-based services, a number of 

alternative, climate-friendly technology options and energy carriers are possible, ranging from electrification 

to synthetic methane gas and other synthetic hydrocarbons to hydrogen

Aim

Our study provides European lawmakers with science-based recommendations on adapting the regulatory 

framework for the gas, coal and hydrogen sectors towards climate neutrality. The recommendations are 

based on an extensive analysis of possible development pathways for these three fuels. Based on transparent 

assumptions, we have developed three scenarios on the contribution of hydrogen, methane and electricity 

to final EU energy use. For each scenario, we describe the demand for each fuel in each sector, the implied 

necessary upstream investments (e.g., electrolysers for hydrogen production) and the implied necessary 

investments in infrastructure (e.g., hydrogen fuel stations). This allows us to identify a number of uncontro-

versial elements that will be required for cost-effective decarbonisation of the European energy sector. But 

our analysis also highlights for which elements of the energy sector the most suitable solution is not yet clear. 

This allows us to formulate recommendations on a resilient energy system decarbonisation strategy and the 

translation into sensible policies.

Key Findings

Decarbonisation of the energy system will require a massive transformation in the way energy is provided, 

transported and used. However, views on what the system should or would look like in 2050 still strongly 

diverge. While a cost-minimal energy system is not possible to determine (because too many driving factors 

are uncertain) we are sufficiently confident on a few important building blocks.

www.diw.de/de/diw_01.c.620267.de/publikationen/diw_berlin__politikberatung_kompakt.html 
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Die Neuauflage des rot-rot-grünen Regierungsbündnisses in 

Berlin stand schon vor dem Abschluss der Koalitionsverhand-

lungen stark unter Druck. Der Volkszorn über ständig steigende 

Mieten hatte sich im Enteignungs-Volksentscheid Luft gemacht. 

Nach dem Scheitern des Mietendeckels stimmte die Mehrheit 

der BerlinerInnen dafür, große private Immobiliengesellschaften 

zu enteignen. Das ist aber nur ein weiterer fragwürdiger Ver-

such, den Berliner Wohnungsmarkt zu entspannen. Denn damit 

ist noch keine einzige neue Wohnung gebaut, die das Problem 

dauerhaft entspannt. Bestenfalls wird der Mangel verwaltet. 

Vieles an der Debatte erinnert an die 1920er Jahre, in denen 

Berlin aus allen Nähten platzte. Schon zu Kaisers Zeiten waren 

die Wohnverhältnisse für die einfachen Leute ziemlich prekär. 

Dann klotzten entschlossene Stadtpolitiker zusammen mit der 

Bau- und Wohnungswirtschaft riesige Wohnungsbauprogram-

me auf die grüne Wiese. Es entstanden die klassischen Siedlun-

gen des „Neuen Bauens“, etwa die Hufeisensiedlung, die Weiße 

Stadt oder die die Waldsiedlung Zehlendorf.

Für die Finanzierung sorgte die „Hauszinssteuer“ – eine 

Sondersteuer auf die Mieterträge, mit der Vermögensgewinne 

der Immobilieneigentümer abgeschöpft wurden. Denn deren 

Schulden waren durch die Hyperinflation 1923 so gut wie 

verschwunden. Im Gegenzug wurde die strikte Mietpreisbremse 

aus der Kriegszeit sukzessive gelockert. Die Hauszinssteuer 

erzielte deutschlandweit ein jährliches Aufkommen von bis zu 

zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts – das wären heute 

rund 75 Milliarden Euro im Jahr, mehr als das Doppelte von 

Grundsteuer, Grunderwerbsteuer und Erbschaftsteuer zusam-

mengenommen.

Auch heute wäre das eine probate Alternative zu den Enteig-

nungs- und Regulierungsexperimenten der vergangenen Jahre. 

Die Berliner Wohnungseigentümer sind während der Immobilien

markthausse der letzten Jahre kräftig bereichert worden, ohne 

viel dafür getan zu haben. Wie könnte eine Mietensteuer also 

aussehen? Am einfachsten wäre eine moderate Belastung aller 

ImmobilieneigentümerInnen mit einem Steuersatz von zum Bei-

spiel drei Prozent auf die Nettokaltmiete. Allerdings würden dann 

„faire“ VermieterInnen mit günstigen Mieten und Miethaie gleich-

behandelt. Mieten, die unterhalb der ortüblichen Vergleichsmiete 

liegen, würden wahrscheinlich im Rahmen des rechtlich mög

lichen angehoben, also auf die MieterInnen überwälzt. 

Besser wäre eine progressive Mietensteuer. Diese könnte 

normale Mieten steuerfrei stellen, etwa bis zu 110 Prozent 

der ortsüblichen Vergleichsmiete. Übersteigende Mietanteile 

würden dagegen zunehmend stärker belastet, zum Beispiel 

oberhalb von 110 Prozent der ortsüblichen Vergleichsmiete 

mit 10 Prozent, oberhalb von 120 Prozent mit 20 Prozent und 

oberhalb von 130 Prozent mit 30 Prozent. Die Steuer würde hier 

auf die hohen Mieten konzentriert. Ferner wäre eine Überwäl-

zung der Steuer auf die MieterInnen kaum möglich, da das 

Vergleichsmietenrecht in diesen Fällen eine Mieterhöhung in 

laufenden Verträgen verhindert. Aufwendiger ist allerdings die 

Feststellung der ortsüblichen Vergleichsmiete.

Nach unseren Berechnungen mit Haushaltsdaten der amtlichen 

Statistik aus dem Jahr 2018 würde eine solche progressive 

Mietensteuer in Berlin immerhin ein jährliches Aufkommen von 

rund 200 Millionen Euro erzielen, das wären 1,2 Prozent der Ber-

liner Steuereinnahmen. Damit können Wohnungsbauprojekte 

angeschoben, Belegungsrechte für Sozialwohnungen erworben 

oder Haushalte in prekärer finanzieller Lage unterstützt werden.

So könnten mit dem Aufkommen die Mieten in 100 000 Woh-

nungen um 2,50 Euro je Quadratmeter und Monat gesenkt 

werden. Das Aufkommen könnte alternativ als Eigenkapital 

eingesetzt werden, um rund 7 500 Wohnungen jährlich auf 

kommunalem Grund zu errichten. Dies entspricht immerhin 

knapp 50 Prozent der aktuellen Bautätigkeit in Berlin oder rund 

125 Prozent der Bautätigkeit der landeseigenen Wohnungsbau-

gesellschaften. Dies würde den Wohnungsmarkt in Berlin ent-

spannen und dadurch die Mieten für alle BerlinerInnen senken.

Dieser Beitrag ist am 9. November 2021 in einer längeren Fassung im 
Tagesspiegel erschienen (online verfügbar).
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